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RICHTLINIE 2001/29/EG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS 
UND DES RATES 

vom 22. Mai 2001 

zur Harmonisierung bestimmter Aspekte des Urheberrechts und 
der verwandten Schutzrechte in der Informationsgesellschaft 

KAPITEL I 

ZIEL UND ANWENDUNGSBEREICH 

Artikel 1 

Anwendungsbereich 

(1) Gegenstand dieser Richtlinie ist der rechtliche Schutz des Urhe­
berrechts und der verwandten Schutzrechte im Rahmen des Binnen­
markts, insbesondere in Bezug auf die Informationsgesellschaft. 

(2) Außer in den in Artikel 11 genannten Fällen lässt diese Richtlinie 
die bestehenden gemeinschaftsrechtlichen Bestimmungen über folgende 
Bereiche unberührt und beeinträchtigt sie in keiner Weise: 

a) über den rechtlichen Schutz von Computerprogrammen; 

b) über das Vermietrecht, das Verleihrecht und bestimmte dem Urhe­
berrecht verwandte Schutzrechte im Bereich des geistigen Eigen­
tums; 

c) über das Urheberrecht und die verwandten Schutzrechte im Bereich 
des Satellitenrundfunks und der Kabelweiterverbreitung; 

d) über die Dauer des Schutzes des Urheberrechts und bestimmter ver­
wandter Schutzrechte; 

e) über den rechtlichen Schutz von Datenbanken 

KAPITEL II 

RECHTE UND AUSNAHMEN 

Artikel 2 

Vervielfältigungsrecht 

Die Mitgliedstaaten sehen für folgende Personen das ausschließliche 
Recht vor, die unmittelbare oder mittelbare, vorübergehende oder dauer­
hafte Vervielfältigung auf jede Art und Weise und in jeder Form ganz 
oder teilweise zu erlauben oder zu verbieten: 

a) für die Urheber in Bezug auf ihre Werke, 

b) für die ausübenden Künstler in Bezug auf die Aufzeichnungen ihrer 
Darbietungen, 

c) für die Tonträgerhersteller in Bezug auf ihre Tonträger, 

d) für die Hersteller der erstmaligen Aufzeichnungen von Filmen in 
Bezug auf das Original und die Vervielfältigungsstücke ihrer Filme, 

▼B
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e) für die Sendeunternehmen in Bezug auf die Aufzeichnungen ihrer 
Sendungen, unabhängig davon, ob diese Sendungen drahtgebunden 
oder drahtlos, über Kabel oder Satellit übertragen werden. 

Artikel 3 

Recht der öffentlichen Wiedergabe von Werken und Recht der 
öffentlichen Zugänglichmachung sonstiger Schutzgegenstände 

(1) Die Mitgliedstaaten sehen vor, dass den Urhebern das ausschließ­
liche Recht zusteht, die drahtgebundene oder drahtlose öffentliche Wie­
dergabe ihrer Werke einschließlich der öffentlichen Zugänglichmachung 
der Werke in der Weise, dass sie Mitgliedern der Öffentlichkeit von 
Orten und zu Zeiten ihrer Wahl zugänglich sind, zu erlauben oder zu 
verbieten. 

(2) Die Mitgliedstaaten sehen für folgende Personen das ausschließ­
liche Recht vor, zu erlauben oder zu verbieten, dass die nachstehend 
genannten Schutzgegenstände drahtgebunden oder drahtlos in einer 
Weise der Öffentlichkeit zugänglich gemacht werden, dass sie Mitglie­
dern der Öffentlichkeit von Orten und zu Zeiten ihrer Wahl zugänglich 
sind: 

a) für die ausübenden Künstler in Bezug auf die Aufzeichnungen ihrer 
Darbietungen; 

b) für die Tonträgerhersteller in Bezug auf ihre Tonträger; 

c) für die Hersteller der erstmaligen Aufzeichnungen von Filmen in 
Bezug auf das Original und auf Vervielfältigungsstücke ihrer Filme; 

d) für die Sendeunternehmen in Bezug auf die Aufzeichnungen ihrer 
Sendungen, unabhängig davon, ob diese Sendungen drahtgebunden 
oder drahtlos, über Kabel oder Satellit übertragen werden. 

(3) Die in den Absätzen 1 und 2 bezeichneten Rechte erschöpfen 
sich nicht mit den in diesem Artikel genannten Handlungen der öffent­
lichen Wiedergabe oder der Zugänglichmachung für die Öffentlichkeit. 

Artikel 4 

Verbreitungsrecht 

(1) Die Mitgliedstaaten sehen vor, dass den Urhebern in Bezug auf 
das Original ihrer Werke oder auf Vervielfältigungsstücke davon das 
ausschließliche Recht zusteht, die Verbreitung an die Öffentlichkeit in 
beliebiger Form durch Verkauf oder auf sonstige Weise zu erlauben 
oder zu verbieten. 

(2) Das Verbreitungsrecht erschöpft sich in der Gemeinschaft in Be­
zug auf das Original oder auf Vervielfältigungsstücke eines Werks nur, 
wenn der Erstverkauf dieses Gegenstands oder eine andere erstmalige 
Eigentumsübertragung in der Gemeinschaft durch den Rechtsinhaber 
oder mit dessen Zustimmung erfolgt. 

Artikel 5 

Ausnahmen und Beschränkungen 

(1) Die in Artikel 2 bezeichneten vorübergehenden Vervielfältigungs­
handlungen, die flüchtig oder begleitend sind und einen integralen und 
wesentlichen Teil eines technischen Verfahrens darstellen und deren 
alleiniger Zweck es ist, 

a) eine Übertragung in einem Netz zwischen Dritten durch einen Ver­
mittler oder 

▼B
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b) eine rechtmäßige Nutzung 

eines Werks oder sonstigen Schutzgegenstands zu ermöglichen, und die 
keine eigenständige wirtschaftliche Bedeutung haben, werden von dem 
in Artikel 2 vorgesehenen Vervielfältigungsrecht ausgenommen. 

(2) Die Mitgliedstaaten können in den folgenden Fällen Ausnahmen 
oder Beschränkungen in Bezug auf das in Artikel 2 vorgesehene Ver­
vielfältigungsrecht vorsehen: 

a) in Bezug auf Vervielfältigungen auf Papier oder einem ähnlichen 
Träger mittels beliebiger fotomechanischer Verfahren oder anderer 
Verfahren mit ähnlicher Wirkung, mit Ausnahme von Notenblättern 
und unter der Bedingung, dass die Rechtsinhaber einen gerechten 
Ausgleich erhalten; 

b) in Bezug auf Vervielfältigungen auf beliebigen Trägern durch eine 
natürliche Person zum privaten Gebrauch und weder für direkte noch 
indirekte kommerzielle Zwecke unter der Bedingung, dass die 
Rechtsinhaber einen gerechten Ausgleich erhalten, wobei berücksich­
tigt wird, ob technische Maßnahmen gemäß Artikel 6 auf das be­
treffende Werk oder den betreffenden Schutzgegenstand angewendet 
wurden; 

c) in Bezug auf bestimmte Vervielfältigungshandlungen von öffentlich 
zugänglichen Bibliotheken, Bildungseinrichtungen oder Museen oder 
von Archiven, die keinen unmittelbaren oder mittelbaren wirtschaft­
lichen oder kommerziellen Zweck verfolgen; 

d) in Bezug auf ephemere Aufzeichnungen von Werken, die von Sen­
deunternehmen mit eigenen Mitteln und für eigene Sendungen vor­
genommen worden sind; aufgrund ihres außergewöhnlichen Doku­
mentationscharakters kann die Aufbewahrung dieser Aufzeichnungen 
in amtlichen Archiven erlaubt werden; 

e) in Bezug auf Vervielfältigungen von Sendungen, die von nicht kom­
merziellen sozialen Einrichtungen wie Krankenhäusern oder Haft­
anstalten angefertigt wurden, unter der Bedingung, dass die Rechts­
inhaber einen gerechten Ausgleich erhalten. 

(3) Die Mitgliedstaaten können in den folgenden Fällen Ausnahmen 
oder Beschränkungen in Bezug auf die in den Artikeln 2 und 3 vor­
gesehenen Rechte vorsehen: 

a) für die Nutzung ausschließlich zur Veranschaulichung im Unterricht 
oder für Zwecke der wissenschaftlichen Forschung, sofern — außer 
in Fällen, in denen sich dies als unmöglich erweist — die Quelle, 
einschließlich des Namens des Urhebers, wann immer dies möglich 
ist, angegeben wird und soweit dies zur Verfolgung nicht kommer­
zieller Zwecke gerechtfertigt ist; 

▼M1 
b) für die Nutzung zugunsten behinderter Personen, wenn die Nutzung 

mit der Behinderung unmittelbar in Zusammenhang steht und nicht 
kommerzieller Art ist, soweit es die betreffende Behinderung erfor­
dert und unbeschadet der Pflichten der Mitgliedstaaten aus der 
Richtlinie (EU) 2017/1564 des Europäischen Parlaments und des 
Rates ( 1 ); 

▼B 
c) für die Vervielfältigung durch die Presse, die öffentliche Wieder­

gabe oder die Zugänglichmachung von veröffentlichten Artikeln zu 
Tagesfragen wirtschaftlicher, politischer oder religiöser Natur oder 
von gesendeten Werken oder sonstigen Schutzgegenständen dieser 

▼B 

( 1 ) Richtlinie (EU) 2017/1564 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
13. September 2017 über bestimmte zulässige Formen der Nutzung bestimm­
ter urheberrechtlich oder durch verwandte Schutzrechte geschützter Werke 
und sonstiger Schutzgegenstände zugunsten blinder, sehbehinderter oder an­
derweitig lesebehinderter Personen und zur Änderung der Richtlinie 
2001/29/EG zur Harmonisierung bestimmter Aspekte des Urheberrechts und 
der verwandten Schutzrechte in der Informationsgesellschaft (ABl. L 242 
vom 20.9.2017, S. 6).
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Art, sofern eine solche Nutzung nicht ausdrücklich vorbehalten ist 
und sofern die Quelle, einschließlich des Namens des Urhebers, 
angegeben wird, oder die Nutzung von Werken oder sonstigen 
Schutzgegenständen in Verbindung mit der Berichterstattung über 
Tagesereignisse, soweit es der Informationszweck rechtfertigt und 
sofern — außer in Fällen, in denen sich dies als unmöglich erweist 
— die Quelle, einschließlich des Namens des Urhebers, angegeben 
wird; 

d) für Zitate zu Zwecken wie Kritik oder Rezensionen, sofern sie ein 
Werk oder einen sonstigen Schutzgegenstand betreffen, das bzw. der 
der Öffentlichkeit bereits rechtmäßig zugänglich gemacht wurde, 
sofern — außer in Fällen, in denen sich dies als unmöglich erweist 
— die Quelle, einschließlich des Namens des Urhebers, angegeben 
wird und sofern die Nutzung den anständigen Gepflogenheiten ent­
spricht und in ihrem Umfang durch den besonderen Zweck gerecht­
fertigt ist; 

e) für die Nutzung zu Zwecken der öffentlichen Sicherheit oder zur 
Sicherstellung des ordnungsgemäßen Ablaufs von Verwaltungsver­
fahren, parlamentarischen Verfahren oder Gerichtsverfahren oder der 
Berichterstattung darüber; 

f) für die Nutzung von politischen Reden oder von Auszügen aus 
öffentlichen Vorträgen oder ähnlichen Werken oder Schutzgegen­
ständen, soweit der Informationszweck dies rechtfertigt und sofern 
— außer in Fällen, in denen sich dies als unmöglich erweist — die 
Quelle, einschließlich des Namens des Urhebers, angegeben wird; 

g) für die Nutzung bei religiösen Veranstaltungen oder offiziellen, von 
einer Behörde durchgeführten Veranstaltungen; 

h) für die Nutzung von Werken wie Werken der Baukunst oder Plas­
tiken, die dazu angefertigt wurden, sich bleibend an öffentlichen 
Orten zu befinden; 

i) für die beiläufige Einbeziehung eines Werks oder sonstigen Schutz­
gegenstands in anderes Material; 

j) für die Nutzung zum Zwecke der Werbung für die öffentliche Aus­
stellung oder den öffentlichen Verkauf von künstlerischen Werken 
in dem zur Förderung der betreffenden Veranstaltung erforderlichen 
Ausmaß unter Ausschluss jeglicher anderer kommerzieller Nutzung; 

k) für die Nutzung zum Zwecke von Karikaturen, Parodien oder Pa­
stiches; 

l) für die Nutzung im Zusammenhang mit der Vorführung oder Re­
paratur von Geräten; 

m) für die Nutzung eines künstlerischen Werks in Form eines Gebäudes 
bzw. einer Zeichnung oder eines Plans eines Gebäudes zum Zwecke 
des Wiederaufbaus des Gebäudes; 

n) für die Nutzung von Werken und sonstigen Schutzgegenständen, für 
die keine Regelungen über Verkauf und Lizenzen gelten und die 
sich in den Sammlungen der Einrichtungen gemäß Absatz 2 Buch­
stabe c) befinden, durch ihre Wiedergabe oder Zugänglichmachung 
für einzelne Mitglieder der Öffentlichkeit zu Zwecken der For­
schung und privater Studien auf eigens hierfür eingerichteten Ter­
minals in den Räumlichkeiten der genannten Einrichtungen; 

o) für die Nutzung in bestimmten anderen Fällen von geringer Bedeu­
tung, soweit solche Ausnahmen oder Beschränkungen bereits in 
einzelstaatlichen Rechtsvorschriften vorgesehen sind und sofern sie 
nur analoge Nutzungen betreffen und den freien Waren- und Dienst­
leistungsverkehr in der Gemeinschaft nicht berühren; dies gilt unbe­
schadet der anderen in diesem Artikel enthaltenen Ausnahmen und 
Beschränkungen. 

(4) Wenn die Mitgliedstaaten gemäß Absatz 2 oder 3 eine Ausnahme 
oder Beschränkung in Bezug auf das Vervielfältigungsrecht vorsehen 
können, können sie entsprechend auch eine Ausnahme oder Beschrän­
kung in Bezug auf das Verbreitungsrecht im Sinne von Artikel 4 zu­
lassen, soweit diese Ausnahme durch den Zweck der erlaubten Ver­
vielfältigung gerechtfertigt ist. 

▼B
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(5) Die in den Absätzen 1, 2, 3 und 4 genannten Ausnahmen und 
Beschränkungen dürfen nur in bestimmten Sonderfällen angewandt wer­
den, in denen die normale Verwertung des Werks oder des sonstigen 
Schutzgegenstands nicht beeinträchtigt wird und die berechtigten Inte­
ressen des Rechtsinhabers nicht ungebührlich verletzt werden. 

KAPITEL III 

SCHUTZ VON TECHNISCHEN MASSNAHMEN UND VON 
INFORMATIONEN FÜR DIE WAHRNEHMUNG DER RECHTE 

Artikel 6 

Pflichten in Bezug auf technische Maßnahmen 

(1) Die Mitgliedstaaten sehen einen angemessenen Rechtsschutz ge­
gen die Umgehung wirksamer technischer Maßnahmen durch eine Per­
son vor, der bekannt ist oder den Umständen nach bekannt sein muss, 
dass sie dieses Ziel verfolgt. 

(2) Die Mitgliedstaaten sehen einen angemessenen Rechtsschutz ge­
gen die Herstellung, die Einfuhr, die Verbreitung, den Verkauf, die 
Vermietung, die Werbung im Hinblick auf Verkauf oder Vermietung 
und den Besitz zu kommerziellen Zwecken von Vorrichtungen, Erzeug­
nissen oder Bestandteilen sowie die Erbringung von Dienstleistungen 
vor, 

a) die Gegenstand einer Verkaufsförderung, Werbung oder Vermark­
tung mit dem Ziel der Umgehung wirksamer technischer Maßnah­
men sind oder 

b) die, abgesehen von der Umgehung wirksamer technischer Maßnah­
men, nur einen begrenzten wirtschaftlichen Zweck oder Nutzen ha­
ben oder 

c) die hauptsächlich entworfen, hergestellt, angepasst oder erbracht 
werden, um die Umgehung wirksamer technischer Maßnahmen zu 
ermöglichen oder zu erleichtern. 

(3) Im Sinne dieser Richtlinie bezeichnet der Ausdruck „technische 
Maßnahmen“ alle Technologien, Vorrichtungen oder Bestandteile, die 
im normalen Betrieb dazu bestimmt sind, Werke oder sonstige Schutz­
gegenstände betreffende Handlungen zu verhindern oder einzuschrän­
ken, die nicht von der Person genehmigt worden sind, die Inhaber der 
Urheberrechte oder der dem Urheberrecht verwandten gesetzlich ge­
schütztenSchutzrechte oder des inKapitel III der Richtlinie 96/9/EG ver­
ankerten Sui-generis-Rechts ist. Technische Maßnahmen sind als „wirk­
sam“ anzusehen, soweit die Nutzung eines geschützten Werks oder 
eines sonstigen Schutzgegenstands von den Rechtsinhabern durch eine 
Zugangskontrolle oder einen Schutzmechanismus wie Verschlüsselung, 
Verzerrung oder sonstige Umwandlung des Werks oder sonstigen 
Schutzgegenstands oder einen Mechanismus zur Kontrolle der Verviel­
fältigung, die die Erreichung des Schutzziels sicherstellen, unter Kon­
trolle gehalten wird. 

(4) Werden von Seiten der Rechtsinhaber freiwillige Maßnahmen, 
einschließlich Vereinbarungen zwischen den Rechtsinhabern und ande­
ren betroffenen Parteien, nicht ergriffen, so treffen die Mitgliedstaaten 
ungeachtet des Rechtsschutzes nach Absatz 1 geeignete Maßnahmen, 
um sicherzustellen, dass die Rechtsinhaber dem Begünstigten einer im 
nationalen Recht gemäß Artikel 5 Absatz 2 Buchstaben a), c), d), oder 
e) oder Absatz 3 Buchstaben a), b) oder e) vorgesehenen Ausnahme 
oder Beschränkung die Mittel zur Nutzung der betreffenden Ausnahme 
oder Beschränkung in dem für die Nutzung der betreffenden Ausnahme 
oder Beschränkung erforderlichen Maße zur Verfügung stellen, soweit 
der betreffende Begünstigte rechtmäßig Zugang zu dem geschützten 
Werk oder Schutzgegenstand hat. 

▼B
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Ein Mitgliedstaat kann derartige Maßnahmen auch in Bezug auf den 
Begünstigten einer Ausnahme oder Beschränkung gemäß Artikel 5 Ab­
satz 2 Buchstabe b) treffen, sofern die Vervielfältigung zum privaten 
Gebrauch nicht bereits durch die Rechtsinhaber in dem für die Nutzung 
der betreffenden Ausnahme oder Beschränkung erforderlichen Maße 
gemäß Artikel 5 Absatz 2 Buchstabe b) und Absatz 5 ermöglicht wor­
den ist; der Rechtsinhaber kann dadurch nicht gehindert werden, geeig­
nete Maßnahmen in Bezug auf die Zahl der Vervielfältigungen gemäß 
diesen Bestimmungen zu ergreifen. 

Die von den Rechtsinhabern freiwillig angewandten technischen Maß­
nahmen, einschließlich der zur Umsetzung freiwilliger Vereinbarungen 
angewandten Maßnahmen, und die technischen Maßnahmen, die zur 
Umsetzung der von den Mitgliedstaaten getroffenen Maßnahmen ange­
wandt werden, genießen den Rechtsschutz nach Absatz 1. 

Die Unterabsätze 1 und 2 gelten nicht für Werke und sonstige Schutz­
gegenstände, die der Öffentlichkeit aufgrund einer vertraglichen Verein­
barung in einer Weise zugänglich gemacht werden, dass sie Mitgliedern 
der Öffentlichkeit von Orten und zu Zeiten ihrer Wahl zugänglich sind. 

Wenn dieser Artikel im Zusammenhang mit der Richtlinie 92/100/EWG 
und 96/9/EG angewandt wird, so findet dieser Absatz entsprechende 
Anwendung. 

Artikel 7 

Pflichten in Bezug auf Informationen für die Rechtewahrnehmung 

(1) Die Mitgliedstaaten sehen einen angemessenen rechtlichen Schutz 
gegen Personen vor, die wissentlich unbefugt eine der nachstehenden 
Handlungen vornehmen, wobei ihnen bekannt ist oder den Umständen 
nach bekannt sein muss, dass sie dadurch die Verletzung von Urheber­
rechten oder dem Urheberrecht verwandten gesetzlich geschützten 
Schutzrechten oder die Verletzung des in Kapitel III der Richtlinie 
96/9/EG vorgesehenen Sui-generis-Rechts veranlassen, ermöglichen, er­
leichtern oder verschleiern: 

a) die Entfernung oder Änderung elektronischer Informationen für die 
Wahrnehmung der Rechte, 

b) die Verbreitung, Einfuhr zur Verbreitung, Sendung, öffentliche Wie­
dergabe oder öffentliche Zugänglichmachung von Werken oder sons­
tigen unter diese Richtlinie oder unter Kapitel III der Richtlinie 
96/9/EG fallenden Schutzgegenständen, bei denen elektronische In­
formationen für die Wahrnehmung der Rechte unbefugt entfernt oder 
geändert wurden. 

(2) Im Sinne dieser Richtlinie bezeichnet der Ausdruck „Informatio­
nen für die Rechtewahrnehmung“ die von Rechtsinhabern stammenden 
Informationen, die die in dieser Richtlinie bezeichneten Werke oder 
Schutzgegenstände oder die durch das in Kapitel III der Richtlinie 
96/9/EG vorgesehene Sui-generis-Recht geschützten Werke oder 
Schutzgegenstände, den Urheber oder jeden anderen Rechtsinhaber 
identifizieren, oder Informationen über die Modalitäten und Bedingun­
gen für die Nutzung der Werke oder Schutzgegenstände sowie die 
Zahlen oder Codes, durch die derartige Informationen ausgedrückt wer­
den. 

Unterabsatz 1 gilt, wenn irgendeine der betreffenden Informationen an 
einem Vervielfältigungsstück eines Werks oder eines sonstigen Schutz­
gegenstands, der in dieser Richtlinie genannt wird oder unter das in 
Kapitel III der Richtlinie 96/9/EG vorgesehene Sui-generis-Recht fällt, 
angebracht wird oder im Zusammenhang mit der öffentlichen Wieder­
gabe eines solchen Werks oder Schutzgegenstands erscheint. 

▼B
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KAPITEL IV 

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN 

Artikel 8 

Sanktionen und Rechtsbehelfe 

(1) Die Mitgliedstaaten sehen bei Verletzungen der in dieser Richt­
linie festgelegten Rechte und Pflichten angemessene Sanktionen und 
Rechtsbehelfe vor und treffen alle notwendigen Maßnahmen, um deren 
Anwendung sicherzustellen. Die betreffenden Sanktionen müssen wirk­
sam, verhältnismäßig und abschreckend sein. 

(2) Jeder Mitgliedstaat trifft die erforderlichen Maßnahmen, um si­
cherzustellen, dass Rechtsinhaber, deren Interessen durch eine in seinem 
Hoheitsgebiet begangene Rechtsverletzung beeinträchtigt werden, Klage 
auf Schadenersatz erheben und/oder eine gerichtliche Anordnung sowie 
gegebenenfalls die Beschlagnahme von rechtswidrigem Material sowie 
von Vorrichtungen, Erzeugnissen oder Bestandteilen im Sinne des Ar­
tikels 6 Absatz 2 beantragen können. 

(3) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die Rechtsinhaber gericht­
liche Anordnungen gegen Vermittler beantragen können, deren Dienste 
von einem Dritten zur Verletzung eines Urheberrechts oder verwandter 
Schutzrechte genutzt werden. 

Artikel 9 

Weitere Anwendung anderer Rechtsvorschriften 

Diese Richtlinie lässt andere Rechtsvorschriften insbesondere in folgen­
den Bereichen unberührt: Patentrechte, Marken, Musterrechte, Ge­
brauchsmuster, Topographien von Halbleitererzeugnissen, typographi­
sche Schriftzeichen, Zugangskontrolle, Zugang zum Kabel von Sende­
diensten, Schutz nationalen Kulturguts, Anforderungen im Bereich ge­
setzlicher Hinterlegungspflichten, Rechtsvorschriften über Wettbewerbs­
beschränkungen und unlauteren Wettbewerb, Betriebsgeheimnisse, Si­
cherheit, Vertraulichkeit, Datenschutz und Schutz der Privatsphäre, Zu­
gang zu öffentlichen Dokumenten sowie Vertragsrecht. 

Artikel 10 

Zeitliche Anwendbarkeit 

(1) Die Vorschriften dieser Richtlinie finden auf alle von ihr erfassten 
Werke und Schutzgegenstände Anwendung, die am 22. Dezember 2002 
durch die Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten auf dem Gebiet des 
Urheberrechts und der verwandten Schutzrechte geschützt sind oder 
die die Schutzkriterien im Sinne dieser Richtlinie oder der in Artikel 1 
Absatz 2 genannten Bestimmungen erfüllen. 

(2) Die Richtlinie berührt Handlungen und Rechte nicht, die vor dem 
22. Dezember 2002 abgeschlossen bzw. erworben wurden. 

Artikel 11 

Technische Anpassungen 

(1) Die Richtlinie 92/100/EWG wird wie folgt geändert: 

a) Artikel 7 wird gestrichen. 
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b) Artikel 10 Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Die Beschränkungen dürfen nur in bestimmten Sonderfällen 
angewandt werden, in denen die normale Verwertung des Schutz­
gegenstands nicht beeinträchtigt wird und die berechtigten Interessen 
des Rechtsinhabers nicht ungebührlich verletzt werden.“ 

(2) Artikel 3 Absatz 2 der Richtlinie 93/98/EWG erhält folgende 
Fassung: 

„(2) Die Rechte der Hersteller von Tonträgern erlöschen fünfzig 
Jahre nach der Aufzeichnung. Wurde jedoch der Tonträger innerhalb 
dieser Frist rechtmäßig veröffentlicht, so erlöschen diese Rechte 
fünfzig Jahre nach der ersten rechtmäßigen Veröffentlichung. Wurde 
der Tonträger innerhalb der in Satz 1 genannten Frist nicht recht­
mäßig veröffentlicht und wurde der Tonträger innerhalb dieser Frist 
rechtmäßig öffentlich wiedergegeben, so erlöschen diese Rechte 
fünfzig Jahre nach der ersten rechtmäßigen öffentlichen Wiedergabe. 

Sind jedoch die Rechte der Hersteller von Tonträgern aufgrund des 
Ablaufs der Schutzfrist gemäß dem vorliegenden Absatz in seiner 
Fassung vor der Änderung durch die Richtlinie 2001/29/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 22. Mai 2001 zur 
Harmonisierung bestimmter Aspekte des Urheberrechts und der ver­
wandten Schutzrechte in der Informationsgesellschaft (*) am 22. De­
zember 2002 nicht mehr geschützt, so bewirkt dieser Absatz nicht, 
dass jene Rechte erneut geschützt sind. 

___________ 
(*) ABl. L 167 vom 22.6.2001, S. 10.“ 

Artikel 12 

Schlussbestimmungen 

(1) ►C1 Spätestens am 22. Dezember 2004 und ◄ danach alle drei 
Jahre unterbreitet die Kommission dem Europäischen Parlament, dem 
Rat und dem Wirtschafts- und Sozialausschuss einen Bericht über die 
Anwendung dieser Richtlinie, in dem sie unter anderem auf der Grund­
lage der von den Mitgliedstaaten mitgeteilten Informationen insbeson­
dere die Anwendung der Artikel 5, 6 und 8 anhand der Entwicklung des 
digitalen Marktes prüft. Im Falle des Artikels 6 prüft sie insbesondere, 
ob dieser ein ausreichendes Schutzniveau sicherstellt und ob sich der 
Einsatz wirksamer technischer Maßnahmen nachteilig auf gesetzlich 
erlaubte Handlungen auswirkt. Erforderlichenfalls legt sie B — ins­
besondere um das Funktionieren des Binnenmarkts im Sinne von Ar­
tikel 14 des Vertrags sicherzustellen — entsprechende Änderungsvor­
schläge zu dieser Richtlinie vor. 

(2) Der Schutz der dem Urheberrecht verwandten Schutzrechte im 
Sinne dieser Richtlinie lässt den Schutz des Urheberrechts unberührt 
und beeinträchtigt ihn in keiner Weise. 

(3) Es wird ein Kontaktausschuss eingesetzt. Dieser Ausschuss setzt 
sich aus Vertretern der zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten zu­
sammen. In ihm führt ein Vertreter der Kommission den Vorsitz, und er 
tritt entweder auf Initiative des Vorsitzenden oder auf Antrag der De­
legation eines Mitgliedstaats zusammen. 

(4) Der Ausschuss hat folgende Aufgaben: 

a) Prüfung der Auswirkungen dieser Richtlinie auf den Binnenmarkt 
und Benennung etwaiger Schwierigkeiten; 
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b) Durchführung von Konsultationen zu allen mit der Anwendung die­
ser Richtlinie zusammenhängenden Fragen; 

c) Erleichterung des Informationsaustauschs über einschlägige Entwick­
lungen in der Gesetzgebung und Rechtsprechung sowie über die 
einschlägigen wirtschaftlichen, sozialen, kulturellen und technischen 
Entwicklungen; 

d) Wahrnehmung der Funktion eines Forums zur Bewertung des digi­
talen Markts für Werke und andere Gegenstände, einschließlich Pri­
vatkopien und der Verwendung technischer Maßnahmen. 

Artikel 13 

Umsetzung 

(1) Die Mitgliedstaaten erlassen die erforderlichen Rechts- und Ver­
waltungsvorschriften, um dieser Richtlinie vor dem 22. Dezember 2002 
nachzukommen. Sie setzen die Kommission hiervon unverzüglich in 
Kenntnis. 

Wenn die Mitgliedstaaten diese Vorschriften erlassen, nehmen sie in 
den Vorschriften selbst oder durch einen Hinweis bei der amtlichen 
Veröffentlichung auf diese Richtlinie Bezug. Die Mitgliedstaaten regeln 
die Einzelheiten dieser Bezugnahme. 

(2) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Wortlaut der in­
nerstaatlichen Rechtsvorschriften mit, die sie auf dem unter diese Richt­
linie fallenden Gebiet erlassen. 

Artikel 14 

Inkrafttreten 

Diese Richtlinie tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der 
Europäischen Gemeinschaften in Kraft. 

Artikel 15 

Adressaten 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 
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